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A. Amtliche Texte

Verordnungen

113	 Verordnung zur Änderung  
	 der Beihilfeverordnung

Vom 14. April 2016

Auf Grund des § 67 Absatz 10 des Saarländischen 
Beamtengesetzes (SBG) vom 11. März 2009 (Amts-
bl. S.  514), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
17.  Juni 2015 (Amtsbl. I S. 455), verordnet das Mi-
nisterium für Inneres und Sport im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Finanzen und Europa:

Artikel 1

Änderung der Beihilfeverordnung

In § 4 der Verordnung über die Gewährung von Beihil-
fen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen 
(Beihilfeverordnung – BhVO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. März 1987 (Amtsbl. S. 329), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 12. No-
vember 2015 (Amtsbl. I S. 888), wird folgender Absatz 
eingefügt:

	 „(1a) Soweit sich Inhalt und Ausgestaltung von 
Leistungen, zu denen Beihilfe gewährt wird, an 
Vorschriften des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch anlehnen, setzt die Beihilfefähigkeit der Auf-
wendungen voraus, dass für die Leistungen ein-
schließlich der Arzneimittel nach dem allgemein 
anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse 
der diagnostische oder therapeutische Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaft-
lichkeit nachgewiesen sind sowie insbesondere 
ein Arzneimittel zweckmäßig ist und keine ande-
re, wirtschaftlichere Behandlungsmöglichkeit mit 
vergleichbarem diagnostischen oder therapeuti-
schen Nutzen verfügbar ist. Wird in dieser Ver-
ordnung auf Vorschriften des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch verwiesen, die ihrerseits auf 
Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses 
nach § 91 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 
Entscheidungen oder Vereinbarungen der Spitzen-
verbände der gesetzlichen Krankenkassen oder 
Satzungsbestimmungen von gesetzlichen Kran-
kenkassen verweisen oder Bezug nehmen, hat sich 
die Rechtsanwendung unter Berücksichtigung des 
Fürsorgegrundsatzes nach § 45 des Beamtenstatus-
gesetzes an den in diesen Normen oder Entschei-
dungen niedergelegten Grundsätzen zu orientieren. 
Dies gilt insbesondere für § 5 Absatz 1 Nummer 4, 
6 und 13 sowie Absatz 2, § 6 a und § 10. Im Üb-
rigen gelten die Vorschriften des Sozialgesetzbu-
ches, auf die diese Verordnung verweist, entspre-
chend, soweit die grundsätzlichen Unterschiede 
zwischen Beihilfe- und Sozialversicherungsrecht 
dies nicht ausschließen.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 2016 in Kraft.

Saarbrücken, den 14. April 2016

Der Minister für Inneres und Sport
Bouillon

114	 Verordnung  
	 über das Landschaftsschutzgebiet  
	 „Gebberg bei Fechingen“ 
	 (L 6808-302)

Vom 19. April 2016

Auf Grund des §  20 Absätze 1 und 3 des Saarlän
dischen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amts-
bl. S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, 
§ 26 und § 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutz-
gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der 
jeweils geltenden Fassung verordnet das Ministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz:

Präambel

Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa-
weit verpflichtenden Schutzgebietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa-
ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson-
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.

Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länder-
übergreifende Schutz gefährdeter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Viel-
falt (Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der 
genetischen Vielfalt und der Vielfalt der Ökosysteme.

Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, sondern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig um den „günstigen 
Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume und 
Arten zu gewährleisten.

Der Betrachtungs- und Beurteilungszeitraum be-
gann dabei jeweils mit der Anerkennung eines Natu-
ra 2000-Gebietes durch die EU-Kommission.

Grundstückseigentümer und Bewirtschafter haben die 
Aufgabe durch eine verantwortliche Nutzung der Flä-
chen dazu beizutragen, dass sich der ökologische Zu-
stand nicht verschlechtert (Verschlechterungsverbot).

Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungs
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ziele – Wiederherstellung und Entwicklung eines 
günstigen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie 
durch einen mit den Bewirtschaftern abgestimmten 
Managementplan erreicht werden.

Ein wirkungsvolles Gebietsmanagement ist für den er-
folgreichen Schutz der Lebensräume und Arten unver-
zichtbar.

Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän-
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt-
schafter sinnvoll ergänzt.

Die Europäische Union eröffnet durch die Verab-
schiedung der Agenda 2000 finanzielle Möglichkei-
ten für landwirtschaftliche Betriebe, die durch eine 
naturschutzgerechte Wirtschaftsweise auch in FFH- 
und Vogelschutzgebieten zur Erhaltung von Lebens-
raumtypen und Arten beitragen.

Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Er-
wartungen gerecht zu werden, ist in den Natura 
2000-Richtlinien geregelt, dass alle sechs Jahre in den 
Mitgliedstaaten eine Berichterstattung über den Erfolg 
der in den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaß-
nahmen erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Er-
gebnisse des allgemeinen Monitorings beinhalten. 
Kommt ein Mitgliedsstaat seinen aus den europäi-
schen Richtlinien erwachsenen Verpflichtungen nicht 
nach, existiert ein EU-rechtliches Kontroll- und Sank
tionsinstrumentarium in Form von Beschwerde- und 
Vertragsverletzungsverfahren.

§ 1 
Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit einer 
Größe von ca. 52,94 ha wird zum Landschaftsschutz-
gebiet erklärt. Es trägt die Bezeichnung Landschafts-
schutzgebiet „Gebberg bei Fechingen“ (L  6808-302) 
und ist Teil des Netzes Natura 2000 (§  31 Bundes
naturschutzgesetz) als Gebiet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung gemäß der Richtlinie 92/43/EWG des Ra-
tes vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflan-
zen (ABl. L 206 vom 22.07.1992 S. 7) in der geltenden 
Fassung.

Das Schutzgebiet liegt auf Flächen der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken, in der Gemarkung Fechingen, süd-
östlich der Ortslage Fechingen und nördlich der Land-
straße 107.

(2) Das Schutzgebiet ist in der anliegenden Übersichts-
karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, durch 
schwarze Umrandung gekennzeichnet. Die flurstück-
genaue Abgrenzung ist in einer Detailkarte 1:2.000, 
die ebenfalls Bestandteil dieser Verordnung ist, mit 
Flurstücknummern und Randsignatur wiedergegeben. 
Diese Karten und der Verordnungstext werden im Mi-
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz – Obers-

te Naturschutzbehörde –, Saarbrücken, verwahrt. Eine 
weitere Ausfertigung befindet sich bei der Stadt Saar-
brücken. Verordnungstext und Karten können bei den 
genannten Stellen eingesehen werden.

(3) In der Detailkarte werden, soweit dies für die 
Anwendbarkeit nachfolgender Regelungen erfor-
derlich ist, die Lebensraumtypen und deren Erhal
tungszustände nach Anhang I und Artvorkommen nach 
Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG dargestellt.

(4) Das Schutzgebiet wird an den Hauptzugängen 
durch das Schild „Landschaftsschutzgebiet“ gekenn-
zeichnet, dessen Aufstellung und Bestand die Eigen-
tümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken zu 
dulden haben.

§ 2 
Schutzzweck

Schutzzweck ist die Erhaltung, Wiederherstellung und 
Entwicklung eines günstigen Erhaltungszustandes (Er-
haltungsziele), einschließlich der räumlichen Vernet-
zung, des prioritären Lebensraumtyps:
6212 Submediterrane Halbtrockenrasen (Mesobro-
mion) (besondere Bestände mit bemerkenswerten 
Orchideen),

der Lebensraumtypen:
6410 Pfeifengraswiesen auf kalkreichem Boden, 
torfigen und tonig-schluffigen Böden (Molinion 
caeruleae)
6430 Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und 
montanen bis alpinen Stufe
6510 Magere Flachland Mähwiesen (Alopecurus 
pratensis, Sanguisorba officinalis)
9130 Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fage-
tum)
9150 Mitteleuropäischer Orchideen-Kalk-Buchen-
wald (Cephalanthero-Fagion),

der Art und ihrer Lebensräume:
1065 Goldener Scheckenfalter (Euphydryas au-
rinia).

Schutzzweck ist zudem der Erhalt eines reich struktu-
rierten Nutzungsmosaiks aus Halbtrockenrasen, Wie-
sen und Obstwiesen, Grasbrachen, Quellstellen und 
Sukzessionswäldern, das zahlreichen Arten als Le-
bensraum dient, wie zum Beispiel Wendehals (Jynx 
torquilla), Neuntöter (Lanius collurio), Raubwürger 
(Lanius excubitor), Schwarzkehlchen (Saxicola tor-
quata), Turteltaube (Streptopelia turtur), Thymian 
Ameisenbläuling (Maculinea arion), Fleischfarbenes 
Knabenkraut (Dactylorhiza incarnata), Bocks-Riemen-
zunge (Himantoglossum hircinum), Bienen-Ragwurz 
(Ophrys apifera), Helm-Knabenkraut (Orchis milita-
ris) und Kleines Knabenkraut (Orchis morio).

Darüber hinaus ist die Erhaltung, Entwicklung oder 
Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts und der Regenerationsfähigkeit 
und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter 
sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Land-
schaft Schutzzweck des Landschaftsschutzgebiets.
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	 zu düngen oder zu kalken,
4.	 bei Vorkommen der Art 1065 Goldener Sche-

ckenfalter (Euphydryas aurinia) auf Flächen 
mit den Lebensraumtypen 6210 Naturnahe Kalk-
Trockenrasen und deren Verbuschungsstadien 
(Subtyp 6212 Halbtrockenrasen auf Kalk) und 
6410 Pfeifengraswiesen

	 zu walzen oder zu eggen,
5.	 bei Vorkommen der Art 1065 Goldener Sche-

ckenfalter (Euphydryas aurinia) auf Flächen 
mit dem Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-
Mähwiesen und auf Flächen ohne Lebensraumtyp

	 a)	 zu walzen oder zu eggen,
	 b)	 zu düngen.

§ 5 
Managementplan, Schutz- und Pflegemaßnahmen

(1) Konkrete flächenbezogene Aussagen zu Art
vorkommen und deren Habitatstrukturen sowie zur 
Bewirtschaftung erfolgen in Managementplänen, die 
von der Obersten Naturschutzbehörde oder der von 
ihr beauftragten Stelle erstellt werden. Auf bewirt
schafteten Flächen erfolgt die Aufstellung nach Anhö-
rung der Nutzungsberechtigten.
Auf Staatswaldflächen erfolgt die Erstellung der Ma-
nagementpläne bzw. Teilen der Managementpläne 
durch den SaarForst Landesbetrieb im Einvernehmen 
mit der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr 
beauftragten Stelle. Im Bereich der Zweckverbände für 
die Durchführung von Naturschutzgroßprojekten er-
folgt die Erstellung der Managementpläne im Beneh-
men mit den Zweckverbänden und dem Bundesamt für 
Naturschutz.
(2) Der Managementplan stellt darüber hinaus freiwil-
lige weitergehende Maßnahmen und Nutzungen dar.
(3) Die jeweils geltende Fassung des Management-
plans ist durch die Oberste Naturschutzbehörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle entsprechend zu kenn-
zeichnen und dauerhaft zu verwahren.
(4) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die in einem 
Managementplan nach Absatz 3 enthalten sind, werden 
unter Aufsicht der Obersten Naturschutzbehörde oder 
der von ihr beauftragen Stelle durch diese oder in deren 
Auftrag, im Bereich des Staatswaldes auch durch den 
SaarForst Landesbetrieb und im Bereich der Zweck-
verbände für die Durchführung von Naturschutzgroß-
projekten auch durch die Zweckverbände durchgeführt. 
Von einem Managementplan nach Absatz 3 abweichen-
de Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bedürfen der 
vorherigen Zulassung durch die Oberste Naturschutz-
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle. Bei Ver-
pachtung der im Eigentum der Städte und Gemeinden, 
Zweckverbände zur Durchführung von Naturschutz-
großprojekten, des Landes oder des Bundes befindli-
chen Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarun

gen zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des 
Managementplans für die betroffene Fläche zu beach-
ten und in den Pachtvertrag aufzunehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch-
geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 
und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird.

Für sonstige Maßnahmen geringen Umfanges kann 
die Oberste Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird.

§ 67 des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.

(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Plan im 
Sinne des § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die 
diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes anzuwenden.

(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes des Lebens-
raumtyps oder der Art eingetreten ist oder begründet 
zu erwarten ist, kann das Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz Anordnungen treffen, um die Erhaltung 
oder Wiederherstellung des Erhaltungszustandes si-
cher zu stellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des §  52 Absatz 1 Num-
mer 5 des Saarländischen Naturschutzgesetzes handelt, 
wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen Regelungen der §§ 3 oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft.

Auf den in §  1 dieser Verordnung bezeichneten Flä-
chen tritt gleichzeitig die „Verordnung über die Land-
schaftsschutzgebiete im Stadtverband Saarbrücken“ 
vom 9. Juni 1976 (Amtsbl. 1979, S. 717) in der derzeit 
geltenden Fassung außer Kraft.

Saarbrücken, den 19. April 2016

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost
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